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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 2 U 258/06 B 

 

 

............................................., 
 
 

Kläger, Antragsteller und  
Beschwerdeführer, 

 
 
 

g e g e n 
 
 
 
Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft Mittel- und Ostdeutschland, 
Hoppegartener Straße 100, 15366 Hönow, 
 
 

Beklagte, Antragsgegnerin und  
Beschwerdegegnerin. 

 
 

 

 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 23. November 2006 durch den  

Vorsitzenden Richter   S t e e g e   sowie die Richter   M ü t z e   und   Dr.  B e c k e r  

beschlossen:  

 

Der Antrag des Klägers auf Gewährung von Prozesskostenhilfe wird abgelehnt.  

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes-

sozialgerichts Mecklenburg-Vorpommern vom 10. August 2006 wird als unzulässig verworfen.  

 

Der Kläger trägt die Kosten des Beschwerdeverfahrens.  

 

Der Streitwert wird auf 5.000,- Euro festgesetzt.  
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G r ü n d e : 

 

Der Kläger hat keinen Anspruch auf Prozesskostenhilfe. Dieser setzt nach § 73a Abs 1 Satz 1 

Sozialgerichtsgesetz (SGG) iVm § 114 Satz 1 Zivilprozessordnung voraus, dass die beabsich-

tigte Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet und nicht mutwillig erscheint. 

Eine hinreichende Erfolgsaussicht der Nichtzulassungsbeschwerde ist nicht gegeben, denn es 

sind keine Gründe ersichtlich, die eine Zulassung der Revision rechtfertigen könnten.  

 

Das Sozialgericht Neubrandenburg hat durch Gerichtsbescheid vom 7. April 2006 festgestellt, 

dass der Rechtsstreit, in dem der Kläger sich gegen einen Beitragsbescheid zur landwirtschaft-

lichen Unfallversicherung gewandt hatte, durch Klagerücknahme im Erörterungstermin am 

29. August 2005 erledigt worden ist. Die dagegen eingelegte Berufung hat das Landessozialge-

richt mit dem angegriffenen Urteil vom 10. August 2006 zurückgewiesen.  

 

Die Begründung dieser Entscheidung lässt bei summarischer Prüfung keinen Rechtsfehler er-

kennen. Rechtsfragen von grundsätzlicher Bedeutung wirft der Prozess nicht auf. Es ist auch 

nicht ersichtlich, dass die Entscheidung des Berufungsgerichts durch Verfahrensmängel beein-

flusst sein könnte, die eine Zulassung der Revision gebieten. Da keine Gründe für eine Revisi-

onszulassung ersichtlich sind, ist es nicht gerechtfertigt, für die Kosten der weiteren Prozess-

führung Mittel der öffentlichen Hand in Gestalt von Prozesskostenhilfe einzusetzen.  

 

Die vom Kläger privatschriftlich eingelegte Nichtzulassungsbeschwerde entspricht nicht der ge-

setzlichen Form. Wirksam kann eine solche Beschwerde nur durch einen beim Bundessozial-

gericht zugelassenen Prozessbevollmächtigten eingelegt werden (§ 166 SGG). Die nicht form-

gerecht eingelegte Beschwerde war als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 2 Halbs 2 

iVm § 169 SGG).  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 197a Abs 1 SGG iVm § 154 Abs 2 der Verwaltungsge-

richtsordnung. Die Streitwertfestsetzung beruht auf §§ 63, 52 Abs 1 des Gerichtskostengeset-

zes. Nach der Rechtsprechung des Senats ist bei Beitragsstreitigkeiten mindestens der gesetz-

liche Auffangstreitwert zugrunde zu legen, weil die den Gegenstand des Prozesses bildenden 

Rechtsfragen in der Regel über den konkret streitigen Zeitraum hinaus auch für die Beitrags-

festsetzung in späteren Jahren von Bedeutung sind.  
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